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Rechtsgutachten zur behördlichen 
Unabhängigkeit in der CSDDD 
Von: Michaela Streibelt, Rechtsanwältin · Für: Initiative Lieferkettengesetz · 11. September 2026 

I. Zusammenfassung 

• Da das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) der Fach- und Rechtsaufsicht 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWE) und damit seinem Weisungs-
recht unterliegt, erfüllt die gegenwärtige Ausgestaltung der behördlichen Kontrolle gesetz-
licher Sorgfaltspflichten nicht die europarechtlichen Anforderungen der CSDDD an die be-
hördliche Unabhängigkeit und ist entsprechend im Rahmen der Umsetzung der CSDDD an-
zupassen. 

• Die CSDDD verlangt rechtliche, funktionale und finanzielle Unabhängigkeit der zuständigen 
Aufsichtsbehörde, was das Ersuchen und Entgegennehmen von Weisungen verbietet. Daher 
darf die für die Durchsetzung der CSDDD zuständige Behörde keinerlei Aufsicht durch 
oberste Bundesbehörden oder die Regierung unterliegen. Möglich sind nur die parlamenta-
rische und gerichtliche Kontrolle.  

• Allein die Ausgestaltung der Behörde als oberste Bundesbehörde schließt die Aufsicht und 
Weisung durch Ministerien oder Regierung sicher aus und verspricht somit rechtssicher, im 
Einklang mit europarechtlichen Vorgaben und Artikel 24 Abs 9 CSDDD zu stehen. Eine Bun-
desoberbehörde mit stärker ausgestalteter Unabhängigkeit dürfte demgegenüber vor dem 
klaren Wortlaut von Erwägungsgrund 75 sowie der Rechtsprechung zur Bundesdaten-
schutzbeauftragen - insbesondere vor dem Hintergrund des besonderen Risikos gesetzli-
chen Pflichten entgegenstehender Weisungen beim politisch hoch aufgeladenen Thema 
unternehmerische Sorgfaltspflichten – diesen Anforderungen nicht gerecht werden. 

• Das deutsche verfassungsrechtliche Verbot ministerialfreier Räume steht einer weisungs-
freien obersten Bundesbehörde nicht entgegen, da es hinter europarechtliche Vorgaben 
aufgrund des Vorrangs des Europarechts zurücktreten muss. Nach dem europarechtlichen 
Demokratieprinzip kann eine ununterbrochene Legitimationskette zum Souverän nicht nur 
durch ministerielle Aufsicht gewährleistet werden. Die nach dem Demokratieprinzip erfor-
derliche Zurechnung des Verwaltungshandelns zum Bund ist durch parlamentarische und 
gerichtliche Kontrolle sicherzustellen.  

• Für den europarechtlich problematischen Fall der Einrichtung einer selbständigen Bundes-
oberbehörde sollte das Weisungsrecht in Orientierung an die Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) in den Rechtssachen C-508/18 und C-82/19 gesetzlich konkreti-
siert und eingeschränkt werden. Weisungsrechte sollten konkreten gesetzlichen Anforde-
rungen unterliegen, Fälle der Weisungsfreiheit gesetzlich ausdrücklich festgelegt werden, 
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das Weisungsrecht auf Fälle der Rechtsaufsicht und ein Minimum beschränkt werden sowie 
auf eine Weise ausgestaltet sein, dass eine direkte oder indirekte äußere Einflussnahme auf 
die Überwachungs- und Kontrolltätigkeit der Behörde durch politische Akteure verhindert 
wird. Zudem sollten für Weisungen die Schriftform und parlamentarische Kontrollrechte für 
die Erteilung von Weisungen gesetzlich vorgesehen werden. Damit kann zwar nach der hier 
vertretenen Auffassung das Gebot der behördlichen Unabhängigkeit zwar nicht rechtssicher 
gewahrt werden. Dies ist aber die einzige Möglichkeit, sich den Anforderungen der Recht-
sprechung des EuGH möglichst anzunähern. 

• Um den Anforderungen von Artikel 24 und 25 CSDDD an die behördliche Unabhängigkeit 
gerecht zu werden, sollten zudem die strukturelle Eigenständigkeit und grundlegende Be-
standssicherung der Aufsichtsbehörde bzw. der für die Kontrolle und Durchsetzung gesetz-
licher Sorgfaltspflichten zuständigen Stelle gesetzlich gesichert werden. 

Gutachtenauftrag: Analyse und Einordnung der Vorgaben des Artikels 24 Abs. 9 (CSDDD) zur Unab-

hängigkeit der Umsetzungsbehörde sowie Implikationen für die Transposition in deutsches Recht 
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1. Kontext 

a) Anforderungen an die behördliche Unabhängigkeit der CSDDD 

Artikel 24 Absatz 9 CSDDD1 verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Gewährleistung der Unabhängigkeit 
der Aufsichtsbehörden. Die zuständigen Behörden müssen „rechtlich und funktional unabhängig 
und frei von jedweder direkten oder indirekten äußeren Einflussnahme“ sein. Dies schließt die 
Freiheit von der Einflussnahme „der in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallenden Unter-
nehmen oder anderer Marktinteressen“ ein. Das „Personal und die für die Leitung zuständigen Per-
sonen [dürfen] keinen Interessenkonflikten ausgesetzt“ sein und müssen „Vertraulichkeitsanforde-
rungen unterliegen und sich jeder Handlung enthalten, die nicht mit ihren Aufgaben vereinbar ist“. 
Erwägungsgrund 75 konkretisiert, dass „Aufsichtsbehörden weder Weisungen einholen noch ent-
gegennehmen“ dürfen. 

Mitgliedstaaten müssen sicherstellen, dass die Aufsichtsbehörden „und alle Personen, die für sie ar-
beiten bzw. für sie gearbeitet haben, sowie von ihr beauftragte Wirtschaftsprüfer, Sachverständige 
und alle anderen von ihr beauftragten Personen, ihre Befugnisse unparteiisch, transparent und unter 
Wahrung des Berufsgeheimnisses ausüben.“2 Zweck dieser Bestimmung ist die wirksame Durchset-
zung der in der Richtlinie festgelegten Sorgfaltspflichten, was nur möglich ist, wenn die nationale 
Regulierungsbehörde frei von Einflüssen anderer Akteure, wie beispielsweise Unternehmen oder 
auch übergeordneten wirtschaftlichen oder politischen Interessen, handelt. Die unparteiische und 
transparente Ausübung der Befugnisse ergibt sich zudem auch aus dem Rechtsstaatsgebot.3 

b) Das BAFA als Aufsichts- und Kontrollbehörde für das LkSG 

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) wird gegenwärtig vom BAFA durchgesetzt und kon-
trolliert. Das BAFA unterliegt als dem BMWE unterstellte Behörde4 dessen Fach- und Rechtsauf-
sicht5. Gemäß § 19 Abs. 1 Satz 2 LkSG wird die Fach- und Rechtsaufsicht im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ausgeübt. Als Bundesoberbehörde ist das BAFA 

 
1 Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über die Sorgfaltspflichten von 
Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und der Verordnung (EU) 
2023/2859. 
2 Artikel 24 Abs. 9 CSDDD. 
3 Siehe Hofmann, Rowe, Türk, General Principles Framing European Union Administrative Law, Administrative Law and 
Policy of the European Union (Oxford, 2011), S. 170. 
4 § 1 des Gesetzes über die Errichtung eines Bundesausfuhramtes. 
5 Burgi, LkSG/CSDDD als Herausforderung für Staat und Verwaltung, NVwZ 2024, S. 1785-1792, S. 1787; Kalten-
born/Krajewski/Rühl/Saage-Maaß/Wahidi, Lieferkettensorgfaltspflichtenrecht, § 19, Rn. 22. 
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nicht rechtsfähig.6 Bundesoberbehörden sind Teil der unmittelbaren Bundesverwaltung und einem 
Bundesministerium unmittelbar nachgeordnet.7 Das Ministerium ist im Rahmen der Fach- und 
Rechtsaufsicht nicht nur berechtigt, dem BAFA allgemeine Weisungen zu erteilen, sondern auch 
Weisungen zu Einzelfällen.8  

In Deutschland lassen sich Auswirkungen der fehlenden Unabhängigkeit des BAFAs auf seine 
Durchsetzungspraxis beobachten. Die Durchsetzungspraxis des BAFAs erweckte von Beginn an den 
Eindruck, eine robuste Durchsetzung der bußgeldbewehrten Handlungspflichten sei nicht er-
wünscht.9 So hat das BAFA bis zum heutigen Tage nicht ein Bußgeld verhängt.10 Von Januar bis 
2026 wurde in 204 anlassbezogenen und risikobasierten Kontrollen von Unternehmen nicht einmal 
eine Maßnahme angeordnet, stattdessen wurden Hinweise erteilt.11 Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen kritisierten von Beginn an, dass das BAFA die Kommunikation und Verfahrensführung für 
Betroffene, Gewerkschaften und zivilgesellschaftliche Organisationen erschwere. So versuchte das 
BAFA etwa entgegen § 29 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, Betroffenen das Recht auf Aktenein-
sicht zu verwehren, indem es das Verfahren auf behördliches Tätigwerden nach § 14 Abs. 2 LkSG in 
zwei Verfahren, eines bezüglich des Tätigwerdens der Behörde und eines der behördlichen Prüfung 
des Unternehmens, aufteilte.12 

Seit seiner Verabschiedung im Sommer 2021 wurde seitens Unternehmen und Verbänden sowie 
medial Druck auf politische Akteure in Bezug auf das LkSG ausgeübt. 2024 sah das BAFA zwei Mal 
von der Kontrolle und Durchsetzung der Berichtspflicht gemäß § 10 Abs. 2 LkSG ab.13 Noch vor dem 
Bundestagswahlkampf 2024/2025 forderte der damalige Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck 
(Bündnis 90/Die Grünen), „die Kettensäge anzuwerfen und das ganze Ding wegzubolzen“.14 Im Bun-
destagswahlkampf forderten die Union, die im Dezember 2025 sogar einen Gesetzentwurf hierzu 

 
6 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 11. 
7 Schoch/Schneider/Schoch, 7. EL Mai 2025, VwVfG § 1 Rn. 26. 
8 Wahidi, Fußnote 5. 
9 Brüggemann: Zwei Jahre Lieferkettengesetz, Ein Erfahrungsbericht, Mai 2025, abrufbar unter: 
https://www.ecchr.eu/fileadmin/Publikationen/20250512_2JahreLkSG_FINAL.pdf; CorA-Netzwerk für Unternehmensver-
antwortung: Investigativrecherche deckt auf: Wirtschaftsministerium sabotiert Lieferkettengesetz, 19. August 2026, abruf-
bar unter: https://www.cora-netz.de/investigativrecherche-deckt-auf-wirtschaftsministerium-sabotiert-lieferkettenge-
setz/; Niedermeier: Lieferkettengesetz unter Druck:Schafft Reiche ein Gesetz durch die Hintertür ab?, Frontal 21, 19.08.2026, 
abrufbar unter: https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/lieferketten-gesetz-reiche-100.html. 
10 Niedermeier: Lieferkettengesetz unter Druck:Schafft Reiche ein Gesetz durch die Hintertür ab?, ab Minute 09:09.  
11 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Claudia Roth, Dr. Jan-Niclas Gesenhues, 
Dr. Sandra Detzer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Personalausstattung des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle beim Vollzug des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes und Folgen für den 
Schutz von Menschenrechten und Umwelt, Bt.-Drucks. 21/6603, S. 6. 
12 Brüggemann: Zwei Jahre Lieferkettengesetz, S. 22, 36. 
13 Das erste Mal im April/Mai 2024 wurde der Prüfbeginn auf den 1. Januar 2025 verschoben und mit Entwicklungen auf 
europäischer Ebene zur CSRD und CSDDD begründet. Im Oktober 2024 wurde der Prüfbeginn auf den 1. Januar 2026 auf-
grund einer Weisung von BMWK und BMAS im „Sofortprogramm für untergesetzliche Maßnahmen zur praxisnahen An-
wendung des LkSG" verschoben, Sofortprogramm von BMWK und BMAS, abrufbar unter: https://www.vbw-bayern.de/Re-
daktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2024/Downloads/Sofortprogramm.pdf.  
14 Niemeyer: Unmut über Lieferkettengesetz: Habeck will „Kettensäge anwerfen und das ganze Ding wegbolzen“, Frank-
furter Rundschau, 07. Oktober 2024, abrufbar unter: https://www.fr.de/wirtschaft/unmut-ueber-lieferkettengesetz-ha-
beck-will-kettensaege-anwerfen-und-das-ganze-ding-wegbolzen-93336067.html.  

https://www.ecchr.eu/fileadmin/Publikationen/20250512_2JahreLkSG_FINAL.pdf
https://www.cora-netz.de/investigativrecherche-deckt-auf-wirtschaftsministerium-sabotiert-lieferkettengesetz/
https://www.cora-netz.de/investigativrecherche-deckt-auf-wirtschaftsministerium-sabotiert-lieferkettengesetz/
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/lieferketten-gesetz-reiche-100.html
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2024/Downloads/Sofortprogramm.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2024/Downloads/Sofortprogramm.pdf
https://www.fr.de/wirtschaft/unmut-ueber-lieferkettengesetz-habeck-will-kettensaege-anwerfen-und-das-ganze-ding-wegbolzen-93336067.html
https://www.fr.de/wirtschaft/unmut-ueber-lieferkettengesetz-habeck-will-kettensaege-anwerfen-und-das-ganze-ding-wegbolzen-93336067.html
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einbrachte, die FDP und die AfD die Abschaffung des LkSG.15 Noch nach Abschluss des Koalitions-
vertrags der gegenwärtigen Bundesregierung - der zumindest nach vorherrschender Lesart vorsieht, 
die die Berichtspflichten abzuschaffen, die Durchsetzung des LkSG auf Fälle „massiver“ Men-
schenrechtsverletzungen zu beschränken und das LkSG mit einem Umsetzungsgesetz zur CSDDD 
zu ersetzen16 - forderte Bundeskanzler Friedrich Merz die Abschaffung des LkSG und ein Hinwirken 
auf europäischer Ebene auf eine Abschaffung der CSDDD.17  

Nach Abschluss des Koalitionsvertrags wurde die Durchsetzung des LkSG de facto ausgesetzt, ob-
wohl das BAFA gesetzlich zur Kontrolle und Durchsetzung verpflichtet ist. Im September 2025 wies 
das BMWE im Einvernehmen mit dem BMAS das BAFA an, die LkSG-Berichtsprüfung einzustellen, 
Unternehmen nur bei „schwerwiegenden Verstößen“ zu untersuchen und Bußgelder nur als letztes 
Mittel bei „schweren Menschenrechtsverletzungen“ zu verhängen18, da die Koalitionsregierung be-
absichtigte, entsprechende Änderungen am LkSG vorzunehmen. Die Weisung stoppt faktisch die 
Durchsetzung entgegen den gesetzlichen Anforderungen des LkSG und gilt entsprechend als 
rechtswidrig.19 Darüber hinaus kann das Ministerium Entscheidungen des BAFAs aufheben und 
durch eigene ersetzen. Eine effektive behördliche Durchsetzung der Sorgfaltspflichten ist folglich 
nicht möglich, da die zuständige Behörde dem Zugriff politischer Akteure unterliegt. 

In den letzten Jahren wurde zudem immer wieder das für die Kontrolle und Durchsetzung des LkSG 
zuständige Personal des BAFA in andere Abteilungen des BAFA oder ins Ministerium abgeordnet, so 
dass es der Behörde an ausreichenden personellen Mitteln fehlt, um ihren Pflichten nachzukom-
men. Laut Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen arbeiten 

 
15 Bundestag Kurzmeldung: Union fordert Aufhebung des Lieferkettengesetzes, 04. Dezember 2024, hib 836/2024; FDP: 
Lieferkettengesetz noch vor der Wahl stoppen, 05. Dezember 2024, abrufbar unter: https://www.fdp.de/lieferkettengesetz-
noch-vor-der-wahl-stoppen; AfD: Wahlprogramm Bundestagswahl 2025, S. 96, abrufbar unter: https://www.afd.de/wp-
content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf.  
16 "Darüber hinaus schaffen wir das nationale Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) ab. Es wird ersetzt durch ein Ge-
setz über die internationale Unternehmensverantwortung, das die Europäische Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) bürokratie-
arm und vollzugsfreundlich umsetzt. Die Berichtspflicht nach dem LkSG wird unmittelbar abgeschafft und entfällt kom-
plett. Die geltenden gesetzlichen Sorgfaltspflichten werden bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes, mit Ausnahme von 
massiven Menschenrechtsverletzungen, nicht sanktioniert. Wir unterstützen den „Omnibus“ der Kommission, um die um-
fangreichen Vorgaben zum Inhalt der EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung insbesondere für die mittelständische Wirt-
schaft deutlich zu reduzieren und zeitlich zu verschieben.", Verantwortung für Deutschland, Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode, abrufbar unter: https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsver-
trag2025.de/files/koav_2025.pdf, S. 60. 
17 Deutschlandfunk: Merz beharrt auf Abschaffung des Lieferkettengesetzes, 14 Mai 2025, abrufbar unter: 
https://www.deutschlandfunk.de/merz-beharrt-auf-abschaffung-des-lieferkettengesetzes-106.html.  
18 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Pressemitteilung vom 26. September 2025, abrufbar unter: 
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zu-
rueckhaltung-lieferkettengesetz.html; siehe auch Schufft, Die Auswirkungen der Sorgfaltspflichtgesetzgebung— Prakti-
sche Beispiele aus der Umsetzung des deutschen Lieferkettengesetzes (LkSG) (2025), https://www.german-
watch.org/sites/default/files/2026-02/Germanwatch_Misereor_The%20Impact%200f%20Due%20Dilieggiesnlac-
tieo%n.2p0dfL, S. 13 für eine Einschätzung der Auswirkungen des Beschlusses auf anhängige Verfahren. 
19 Seufert: Lieferkettengesetz, Ein bisschen Kinderarbeit ist okay (2025), abrufbar unter: https://fragdenstaat.de/artikel/ex-
klusiv/2025/10/ein-bisschen-kinderarbeit-ist-okay/; ECCHR: Gesetzesänderung durch die Hintertür: Zweifel an der Recht-
mäßigkeit von Lieferketten-Weisung zweier Bundesministerien an die Durchsetzungsbehörde (2025), abrufbar unter: 
https://www.linkedin.com/pulse/gesetzes%C3%Adnderung-durch-Cd3i%eB-Chri-nodt0e8rft/%. 

https://www.fdp.de/lieferkettengesetz-noch-vor-der-wahl-stoppen
https://www.fdp.de/lieferkettengesetz-noch-vor-der-wahl-stoppen
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.deutschlandfunk.de/merz-beharrt-auf-abschaffung-des-lieferkettengesetzes-106.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zurueckhaltung-lieferkettengesetz.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zurueckhaltung-lieferkettengesetz.html
https://fragdenstaat.de/artikel/exklusiv/2025/10/ein-bisschen-kinderarbeit-ist-okay/
https://fragdenstaat.de/artikel/exklusiv/2025/10/ein-bisschen-kinderarbeit-ist-okay/
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„[d]erzeit […] 40 Personen zu dem Lieferkettensorgfaltspflichtgesetz (LkSG), zwei Personen sind zum 
Zeitpunkt der Beantwortung abgeordnet. 43 Personen wurden zum Zeitpunkt der Beantwortung 
zeitweilig andere Aufgaben zugewiesen oder umgesetzt.“20 Seit längerem sind die beiden Unterab-
teilungsleitungen 71 und 72 des BAFA unbesetzt. Laut Organigramm leitet gegenwärtig eine Refe-
ratsleiterin zwei Referate, ein anderer Referatsleiter gleich sechs. Damit ist die Arbeitsfähigkeit des 
BAFAs gegenwärtig nicht gewährleistet. 

2. Aufsicht und behördliche Unabhängigkeit in Deutschland 

a) Aufsichtsformen nach deutschem Recht 

Aufsicht nach deutschem Recht bedeutet Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht. Nach § 3 Abs. 1 der 
gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien gehört „die Wahrnehmung von Steue-
rungs- und Aufsichtsfunktionen gegenüber dem nachgeordneten Geschäftsbereich“ zu den minis-
teriellen Aufgaben. Unter Fachaufsicht ist die Aufsicht über Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwal-
tungshandelns zu verstehen.21 „Zu den wesentlichen Elementen der Führung und Kontrolle der Bun-
desverwaltung zählt die Fachaufsicht. Oberstes Ziel der Fachaufsicht ist ein rechtmäßiges und 
zweckmäßiges Verwaltungshandeln.“ Rechtsaufsicht ist demgegenüber auf „die Befugnis der auf-
sichtsführenden Behörde […] beschränkt, die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns zu überprü-
fen.“22 Unter Dienstaufsicht ist die Aufsicht über Beschäftigte, Organisationseinheiten oder Aufbau 
und Abläufe zu verstehen.23 „Sie zielt insbesondere auf persönliche Pflichterfüllung der Beschäftig-
ten, die hiermit in Verbindung stehende innere Ordnung und den Dienstbetrieb der nachgeordne-
ten Organisationseinheit.“24 

b) Das verfassungsrechtliche Verbot ministerialfreier Räume 

Beim Vollzug von Bundesgesetzen verlangt das Grundgesetz die Verantwortlichkeit des Bundes und 
damit eine substanzielle Zurechnung der Verwaltungstätigkeit zum Bund.25 Dies wiederum ver-
langt „als Mindestmaß eine effektive, d. h. mit Durchsetzungsinstrumenten versehene Rechtskon-
trolle.“26 Die demokratische Legitimation der Bundesverwaltung erfordert, dass der Bund die han-
delnde Stelle steuert und dadurch die Verantwortung für deren Handeln trägt.27 Dies wäre im Falle 
einer gänzlichen Weisungsfreiheit nicht gegeben.28 Entsprechend verbietet das Grundgesetz in 
der Regel ministerialfreie Räume.29 Das Grundgesetz sieht hiervon wenige Ausnahmen vor, wie die 
Weisungsfreiheit der Bundesbank gemäß Artikel 88 GG . 

 
20 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage, Bt.-Drucks. 21/6603, S. 3. 
21 BMI: Grundsätze zur Ausübung der Fachaufsicht der Bundesministerien über den Geschäftsbereich, Stand 2. Mai 2008, 
abrufbar unter: https://olev.de/f/DE-Bund_Fachaufsicht_grundsaetze_ausuebung_2008-05-02.pdf, S. 1. 
22 Ibid. 
23 Ibid. 
24 Ibid. 
25 Dürig/Herzog/Scholz/Ibler, 109. EL Januar 2026, GG Art. 86 Rn. 60. 
26 Ibid, Rn. 60. 
27 Ibid, Rn. 56. 
28 Ibid. 
29 Ibid, Rn. 57. 

https://olev.de/f/DE-Bund_Fachaufsicht_grundsaetze_ausuebung_2008-05-02.pdf
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Das Verbot ministerialfreier Räume erfordert aber nur Rechtsaufsicht, nicht auch Fach- und Dienst-
aufsicht.30 Werden Bundesgesetze durch die Länder als eigene Angelegenheit vollzogen, unterlie-
gen die Länder hierbei der Rechtsaufsicht durch die Bundesregierung.31 Im Rahmen der Kommu-
nalaufsicht unterliegen die Kommunen bei den Selbstverwaltungsaufgaben, die zum Kernbereich 
der kommunalen Selbstverwaltung gehören, nur der Rechtsaufsicht. Im Bereich des öffentlichen 
Rundfunks findet nur eine beschränkte Rechtsaufsicht statt.32  

Beim Verwaltungsvollzug durch den Bund (unmittelbare Bundesverwaltung) handelt der Bund 
durch eigene Behörden, die in die Bundesorganisation eingefügt sind. In diesem Falle ist „die Direk-
tionsmacht des Bundes umfassend, d. h. sie umfasst grundsätzlich die Rechts-, Fach- und Dienstauf-
sicht der übergeordneten Stellen über die handelnde Stelle.“33 Zur unmittelbaren Bundesverwaltung 
gehören oberste Bundesbehörden, also Behörden, die keiner anderen Behörde unterstehen, und 
Bundesoberbehörden. Die meisten obersten Bundesbehörden sind Bundesministerien und unter-
stehen der Leitung der entsprechenden Bundesminister.34 Zu den obersten Bundesbehörden gehö-
ren jedoch auch die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, die keiner 
Aufsicht durch die Regierung, sondern nur der parlamentarischen und gerichtlichen Kontrolle un-
terliegt. Bundesoberbehörden sind immer einer obersten Bundesbehörde (z.B. Ministerium) nach-
geordnet und damit weisungsunterworfen.35 

c) EUGH-Rechtsprechung zur Unabhängigkeit deutscher Behörden und ministerialfreien 

Räumen 

Das verfassungsrechtliche Verbot der ministerialfreien Räume ergibt sich zwar im deutschen Verfas-
sungsrecht aus dem Demokratieprinzip, jedoch nicht aus dem europarechtlichen Demokratieprin-
zip. In Fällen, in denen unabhängige Behörden europarechtlich vorgesehen sind, ist das Verbot mi-
nisterialfreier Räume nicht mit europarechtlichen Vorgaben vereinbar. Europarechtliche Vorga-
ben sind entsprechend Ausnahmen zum Grundsatz des Verbots ministerialfreier, also weisungsfreier 
Räume. 

So entschied der Europäische Gerichtshof bereits 2010 nach einem fünf Jahre währenden Vertrags-
verletzungsverfahren in der Rechtssache C-518/07 zur Unabhängigkeit der Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit, dass das europarechtliche Demokratieprinzip und 
die entsprechend erforderliche demokratische Legitimation und Kontrolle ministerialfreie 
Räume nicht verbietet.36  

 
30 Ibid, Rn. 56. 
31 Artikel 84 Abs. 3 GG. 
32 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk darf nach dem 1. Rundfunk-Urteil des Bundesverfassungsgerichts nur einer be-
schränkten Rechtsaufsicht unterliegen, BVerG, 28.2.1961, Az. 2 BvG 1 und 2/60, BVerfGE 12, 205, 261. Alle Landesmedien-
anstalten unterliegen ebenfalls nur einer beschränkten Rechtsaufsicht. 
33 Dürig/Herzog/Scholz/Ibler, 109. EL Januar 2026, GG Art. 86, Rn. 55. 
34 Ibid, Rn. 251. 
35 Ibid, Rn. 252. 
36 Siehe ausführlich zu den Anforderungen an funktionale Unabhängigkeit in dieser Entscheidung 3.b)cc)(1). 
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Entsprechend entschied das Gericht, dass die Bundesbeauftragte nicht ausreichend unabhängig im 
Sinne der in dieser Hinsicht wortgleichen Vorgängerregel37 des heutigen Artikel 52 DSGVO38 ist, da 
sie beim Bundesministerium des Inneren eingerichtet war und der Rechtsaufsicht der Bundesregie-
rung und der Dienstaufsicht des Bundesministeriums des Innern unterstand.39 Demgegenüber müs-
sen „die für den Schutz personenbezogener Daten zuständigen Kontrollstellen mit einer Unabhän-
gigkeit ausgestattet sein […], die es ihnen ermöglicht, ihre Aufgaben ohne äußere Einflussnahme 
wahrzunehmen.“40  

Der EuGH wies in seiner Entscheidung das Vorbringen der Bundesrepublik ausdrücklich zurück, 
dass die nach deutschem Verfassungsrecht gebotene demokratische Legitimation und Kontrolle mi-
nisterialfreie Räume verbiete und zumindest eine Rechtmäßigkeitskontrolle der Aufsichtsbehörden 
erfordere. Das Demokratieprinzip bedeute nicht, „dass es außerhalb des Verwaltungsaufbaus keine 
öffentlichen Stellen geben kann, die von der Regierung mehr oder weniger unabhängig sind.“41 Viel-
mehr haben solche Stellen, „wie es sie im Übrigen auch im deutschen Rechtssystem gibt, […] häufig 
Regulierungsfunktion oder nehmen Aufgaben wahr, die der politischen Einflussnahme entzogen 
sein müssen, bleiben dabei aber an das Gesetz gebunden und der Kontrolle durch die zuständigen 
Gerichte unterworfen.“42 Hierbei kommt es nicht auf eine tatsächliche Einflussnahme oder ein for-
melles Weisungsrecht an. Es reicht bereits die Gefahr der politischen Einflussnahme oder die 
Pflicht, einem Regierungsmitglied über die Gegenstände der Geschäftsführung zu berichten.43  

Als Reaktion auf die Entscheidung ist die Bundesdatenschutzbeauftragte seit dem 1. Januar 2016 
eine eigenständige oberste Bundesbehörde und untersteht damit keiner Aufsicht mehr, sondern nur 
noch der gerichtlichen und parlamentarischen Kontrolle.44 Die Bundesregierung begründet die Ein-
richtung der Bundesbeauftragten als eigenständige und unabhängige oberste Bundesbehörde aus-
drücklich mit europarechtlichen Vorgaben und leitet die notwendige demokratische Legitimation 
aus der parlamentarischen Kontrolle der Aufgabenerfüllung ab.45 

 
37 Art. 28 Abs. 1 UAbs. 2 der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr. 
38 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG. 
39 EuGH, Rechtssache C-518/07, Urteil vom 9. März 2010; siehe auch die Entscheidung zum österreichischen Datenschutz-
gesetz, Rechtssache C-614/10, Urteil vom 16. Oktober 2012. 
40 EuGH, Rechtssache C-518/07, Urteil vom 9. März 2010, Rn. 30. 
41 Ibid, Rn. 42. 
42 Ibid. 
43 Gola/Heckmann/Rost/Nguyen, 4. Aufl. 2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 9. 
44 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes – 
Stärkung der Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht im Bund durch Errichtung einer obersten Bundesbehörde, Bt.-
Drucks. 18/2848, S. 11 und 12. 
45 Ibid. 



Seite 9 

 

 

3. Europarechtliche Vorgaben zur behördlichen Unabhängigkeit 

a) Durchsetzung von Europarecht durch mitgliedstaatliche Behörden 

Da die EU nur über begrenzte Befugnisse zur Durchsetzung von Unionsrechtsakten verfügt, wird EU-
Recht grundsätzlich von den Mitgliedstaaten vollzogen (sogenannter indirekter Vollzug oder 
Durchsetzung). Nach Artikel 291 Absatz 1 AEUV46 ergreifen die Mitgliedstaaten „alle zur Durchfüh-
rung der verbindlichen Rechtsakte der Union erforderlichen Maßnahmen nach innerstaatlichem 
Recht.“ Damit tragen die Mitgliedstaaten die Hauptverantwortung für die Durchsetzung von Uni-
onsrecht. Hierbei sind die nationalen Behörden der Mitgliedstaaten funktional Behörden der EU. 
Entsprechend verpflichten Verordnungen und Richtlinien die Mitgliedstaaten in der Regel zur Ein-
richtung zuständiger oder Kontroll-, Regulierungs- und Aufsichtsbehörden. Artikel 291 Absatz 1 
AEUV verpflichtet die Mitgliedstaaten, alle erforderlichen Maßnahmen des nationalen Rechts zu er-
lassen, um rechtsverbindliche Rechtsakte der Union umzusetzen. Die wirksame Durchsetzung des 
Unionsrechts hängt von der Durchsetzung und Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und Ge-
richte der Mitgliedstaaten ab.  

Grundsätzlich unterliegt die Durchsetzung des EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten dem Grundsatz 
der institutionellen und verfahrensmäßigen Autonomie.47 Demnach unterliegt die indirekte 
Durchsetzung von Unionsrecht durch die Behörden der Mitgliedstaaten dem Recht der Mitgliedstaa-
ten, sofern das EU-Recht keine spezifischen Verfahrensvorschriften vorsieht.48 Dies umfasst das Recht 
der Mitgliedstaaten, „die Organe zu bestimmen, die in der innerstaatlichen Rechtsordnung für diese 
Maßnahmen zuständig sind.”49 

Der Grundsatz der Verfahrensautonomie wird durch den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit 
(oder auch Loyalitätspflicht) gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 EUV50 eingeschränkt. Bei dem 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit handelt es sich um ein originär unionsrechtliches Prinzip 
und fundamentales Verfassungsstrukturprinzip der EU.51 Es verpflichtet die Union und die Mitglied-
staaten, sich bei der Erfüllung der sich aus den Verträgen ergebenden Aufgaben unter vollständiger 
gegenseitiger Achtung zu unterstützen, und umfasst die Grundsätze der Effektivität und der Äqui-
valenz.52 Nach dem Äquivalenzgrundsatz dürfen die Mitgliedstaaten für die Durchsetzung des EU-
Rechts keine Bedingungen festlegen, die ungünstiger sind als die Bedingungen für die Durchset-
zung nationalen Rechts.53 Der Grundsatz der Effektivität schreibt vor, dass Verfahren nach nationa-
lem Recht „die Ausübung der durch die Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht 
praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren.“54 Diese beiden Prinzipien schränken den 

 
46 Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (2012), ABI. C 326, S. 13. 
47 Ibid, S. 718.  
48 EuGH, Rechtssache C-205/82, Urteil vom 21. September 1983, Rn. 17; C-402/13, Urteil vom 5. November 2014, Rn. 23. 
49 EuGH, Rechtssache C-51-54/71, Urteil vom 15. Dezember 1971, Rn. 3/4. 
50 Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union (2012) ABI. C 326/13. 
51 Calliess/Ruffert/Kahl, 6. Aufl. 2022, EU-Vertrag (Lissabon) Art. 4 Rn. 97. 
52 EUGH, a. a. O., Fn. 8; Widdershoven, Nationale Verfahrensautonomie und allgemeine Grenzen des EU Rechts, Review of 
European Administrative Law; Bd. 12, Nr. 2, 5-34, S. 6; Schoch/Schneider/Schoch, 7. EL Mai 2025, VwVfG Einleitung Rn. 382; 
von der Groeben/Terhechte, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 197 Rn. 3. 
53 Schill/Krenn, Art. 4 EUV, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, Rn. 92; EuGH, Rn. 5. 
54 EUGH, C-261/95, Urteil vom 10. Juli 1997. 
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Grundsatz der Verfahrensautonomie ein.55 Die Mitgliedstaaten dürfen ihre Verfahrensautonomie 
„nur unter vollständiger Beachtung der in [der jeweiligen] Richtlinie festgelegten Ziele und Pflich-
ten“ ausüben.56 

Oft ist die Unabhängigkeit von Aufsichtsbehörden Voraussetzung für die wirksame Durchsetzung 
von EU-Recht durch nationale Behörden.57 Als Ausdruck des Effektivitätsprinzips ist das Gebot der 
Unabhängigkeit in dessen Lichte auszulegen.58 Das bedeutet jedoch nicht, dass alle EU-Rechtsakte 
aufgrund des Effektivitätsgebots immer (in bestimmter Weise) unabhängige Behörden erfordern. Da 
sich die Effektivität nach dem Zweck der Vorschrift richtet, ist Unabhängigkeit zur effektiven Durch-
setzung von Rechtsakten nur in Kontexten erforderlich, in denen besondere Gefahren für die effek-
tive Durchsetzung aufgrund fehlender Unabhängigkeit von Behörden zu zum Beispiel politischen 
Akteuren oder Marktinteressen bestehen.59  

b) Behördliche Unabhängigkeit 

Während das EU-Recht vor dem Hintergrund des Grundsatzes der Verfahrensautonomie zunächst 
davon absah, spezifische Anforderungen für Durchsetzungsverfahren oder nationale Regulierungs-
behörden bezüglich der Durchsetzung von europäischen Rechtsakten festzulegen, enthalten 
Rechtsakte in jüngerer Zeit zunehmend ausdrückliche Anforderungen hinsichtlich der Einrichtung 
dieser Behörden.60 Insbesondere verlangt das EU-Recht in der Regel die Unabhängigkeit der Auf-
sichtsbehörden, wenn es die Mitgliedstaaten zur Benennung oder Einrichtung von Aufsichts-, Re-
gulierungs- oder zuständigen Behörden verpflichtet.61  

Der Grundsatz der Unabhängigkeit schreibt jedoch keine absolute Unabhängigkeit vor, sondern 
wird durch den Grundsatz der Rechtmäßigkeit eingeschränkt. Dieser verlangt, dass alle Handlun-
gen öffentlicher Stellen mit rechtsverbindlichen Folgen auf einer gesetzlich übertragenen Befugnis 
beruhen müssen.62 Die Unabhängigkeit nationaler Behörden bedeutet also nicht, dass sie außerhalb 
des Verwaltungssystems und der Verwaltungshierarchie der Mitgliedstaaten zu existieren haben, 

 
55 Caliess, Kahl, in: Calliess/Ruffert, Art. 4 EUV (2022), Rn. 128; Streinz, in: Streinz, Art. 4 EUV (2018), Rn. 56; von 
Bogdandy/Schill, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 4 EUV (2025), Rn. 89 ff.; Ludwigs: Die Verfahrensautonomie der Mitglied-
staaten, Euphemismus oder Identitätsfaktor? (2018), NVwZ, S. 1417-1422, S. 1418 mit weiteren Hinweisen; Vincze: Europä-
isierung des nationalen Verwaltungsrechts — eine rechtsvergleichende Annäherung (2017), ZaöRV, S. 235-267, S. 237 ff. 
56 EuGH, Rechtssache C-424/15, Urteil vom 19. Oktober 2016, Rn. 30 unter Verweis auf Urteile vom 6. März 2008, Comisión 
del Mercado de las Telecomunicaciones, C-82/07, EU:C:2008:143, Rn. 24, vom 6. Oktober 2010, Base u. a., C-389/08, 
EU:C:2010:584, Rn. 26, und vom 17. September 2015, KPN, C-85/14, EU:C:2015:610, Rn. 53. 
57 Lavrijssen, Auf dem Weg zu einem europäischen Unabhängigkeitsprinzip: Die fortschreitende Verankerung einer unab-
hängigen Energieregulierungsbehörde im Recht, CCLR 12022, S. 26; Szescilo, Challenging Administrative Sovereignty: Di-
mensions of Independence of National Regulatory Authorities Under the EU Law, European Public Law, Band 27, Heft 1 
(2021), S. 191-216, S. 214. 
58 Vgl. EuGH, Rechtssache C-518/07, Urteil vom 9. März 2010, Rn. 25. 
59 Szescilo, Fußnote 58, S. 214. 
60 Szescilo, Fußnote 58, S. 192 erklärt dies mit der über die Jahre zunehmenden europäischen Integration und der in diesem 
Zusammenhang entstehenden Erkenntnis, dass es nicht möglich ist, Mitgliedstaaten mit dem Vollzug europäischen Rechts 
zu betrauen und bestimmte Ergebnisse zu erwarten, ohne auch Vorgaben an den Vollzug zu machen.  
61 Ibid. 
62 Hofmann, Rowe, Turk, General Principles Framing European Union Administrative Law, Administrative Law and Policy of 
the European Union (Oxford, 2011), S. 151; Szescilo, Fußnote 58, S. 195. 
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sondern dass und inwiefern innerhalb der Verwaltungshierarchie als Regulierungsbehörden Unab-
hängigkeit genießen.  

Einzelne EU-Rechtsakte sehen verschiedene Dimensionen der Unabhängigkeit oft, aber nicht 
immer, ausdrücklich vor. So verlangt beispielsweise die Entwaldungsverordnung lediglich funktio-
nale Unabhängigkeit63 und die Zwangsarbeitsverordnung greift nicht auf die Begriffe rechtliche oder 
funktionale Unabhängigkeit zurück, sondern verlangt von der Behörde, ihre Befugnisse unparteiisch, 
transparent und unter gebührender Beachtung der Geheimhaltungspflichten auszuüben, sowie 
über die zur Durchführung der Untersuchungen erforderlichen Befugnisse und Ressourcen zu ver-
fügen, einschließlich ausreichender Haushaltsmittel und sonstiger Ressourcen64. Im Gegensatz dazu 
enthalten weder die Konfliktmineraleverordnung65 noch die Batterieverordnung66 Anforderungen 
hinsichtlich der Unabhängigkeit der zuständigen Behörden. Sie enthalten auch weder in den Erwä-
gungsgründen noch anderweitig Vorschriften oder Klarstellungen zu Unparteilichkeit, Transparenz 
oder Berufsgeheimnis. 

Die Rechtsprechung des EuGH erfordert und konkretisiert einzelne Dimensionen der Unabhängig-
keit auch, wenn Rechtsakte sie nicht ausdrücklich oder bloß die Unabhängigkeit der Behörde ohne 
weitere Konkretisierung vorsehen. Grundsätzlich wird zwischen institutioneller (oder struktureller), 
funktionaler (oder auch funktionell-sachlicher), persönlicher und finanzieller Unabhängigkeit (oder 
auch verwaltungstechnischer oder finanz- und personalbezogener Unabhängigkeit) unterschie-
den.67 Diese Dimensionen sind zum Teil nicht trennscharf voneinander abgrenzbar und stehen oft in 
engem Zusammenhang zueinander.  

Artikel 24 Absatz 9 CSDDD sieht die funktionale und rechtliche Unabhängigkeit der Behörden aus-
drücklich vor. Diese Dimensionen sind in europäischen Rechtsakten die am meisten genannten.68 
Zudem müssen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 25 Abs. 1 die Aufsichtsbehörden mit angemesse-
nen Befugnissen und Ressourcen ausstatten, worunter finanzielle Unabhängigkeit zu verstehen ist. 
Erwägungsgrund 75 stellt hierzu klar, dass die Mitgliedsstaaten gewährleisten müssten, dass „jede 
Aufsichtsbehörde mit den personellen und finanziellen Ressourcen ausgestattet ist, die sie benötigt, 
um ihre Aufgaben und Befugnisse wirksam wahrnehmen zu können.“ 

 
63 Artikel 14 Absatz 4 Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die 
Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf 
dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010. 
64 Artikel 12 Absatz 5 Verordnung (EU) 2024/3015 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt sowie zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2019/1937. 
65 Verordnung (EU) 2017/821 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten 
zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold 
aus Konflikt- und Hochrisikogebieten. 
66 Verordnung (EU) 2023/1542 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 über Batterien und Altbatte-
rien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinie 
2006/66/EG. 
67 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 6 f.; Szescilo, siehe Fußnote 58, S. 214. 
68 Ibid, S. 204. 
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aa) Rechtliche Unabhängigkeit 

Artikel 24 Abs. 9 CSDDD verlangt zunächst rechtliche Unabhängigkeit. Das bedeutet, dass die zu-
ständige Behörde eine eigenständige rechtliche Einheit sein muss.69 Dies erfordert jedoch nicht, 
dass die Behörden eine eigene Rechtspersönlichkeit nach öffentlichem oder privatem Recht besit-
zen, da dies die Verwaltungs- und Rechtstraditionen in den Mitgliedstaaten übermäßig beeinträch-
tigen würde und dementsprechend nicht mit dem Grundsatz der Verwaltungsautonomie vereinbar 
wäre. Auch nach deutschem Recht sind Behörden außer in Fällen von Selbstverwaltungsträgern in 
Form von Körperschaften oder rechtsfähigen Anstalten des öffentlichen Rechts oder Beliehenen 
keine eigenständigen Rechtspersönlichkeiten; Rechtsträger aller Bundesbehörden ist die Bundesre-
publik als Gebietskörperschaft. Je nach dem Verwaltungsrahmen der Mitgliedstaaten kann eine ei-
genständige rechtliche Einheit auf verschiedene Weise erreicht werden, „von der Schaffung einer 
eigenständigen juristischen Person des öffentlichen oder privaten Rechts bis hin zur Einrichtung ei-
ner Stelle, die im Rahmen der Rechtspersönlichkeit des Staates tätig ist, aber als eigenständige Stelle 
der öffentlichen Verwaltung anerkannt wird.“70 Eine eigenständige rechtliche Einheit setzt jedoch 
zumindest voraus, dass die nationalen Regulierungsbehörden nicht lediglich eine Organisations-
einheit des Ministeriums oder einer anderen Stelle mit demselben Maß an Autonomie wie eine 
Ministerialabteilung sind. Die rechtliche Unabhängigkeit erfordert zudem, dass die nationalen Regu-
lierungsbehörden „befugt sind, Verwaltungsakte in eigenem Namen (nicht im Namen des Ministeri-
ums) zu erlassen und andere externe Tätigkeiten (insbesondere den Abschluss von Verträgen) ei-
genständig oder ohne vorherige Genehmigung des Ministeriums auszuüben“. 71 Das BAFA erfüllt 
diese Voraussetzung, da es sich bei ihm um eine eigenständige Stelle der öffentlichen Verwaltung 
handelt. 

bb) Institutionelle Unabhängigkeit 

Die institutionelle Unabhängigkeit hängt eng mit der rechtlichen Unabhängigkeit zusammen. Unter 
institutioneller Unabhängigkeit ist die strukturelle Eigenständigkeit der Aufsichtsbehörden und 
deren grundlegende Bestandssicherung zu verstehen.72 Die verschiedenen Dimensionen der Un-
abhängigkeit lassen sich oft nicht trennscharf voneinander abgrenzen und überschneiden sich teil-
weise. Institutionelle und rechtliche Unabhängigkeit überschneiden sich insoweit als die rechtliche 
Unabhängigkeit wie auch die strukturelle Eigenständigkeit als Teil der institutionellen Unabhängig-
keit beide rechtlich eigenständige Einheiten verlangen. Strukturelle Eigenständigkeit bedeutet zu-
dem, dass die Ernennung der Mitglieder der Leitungsgremien der nationalen Regulierungsbehörden 
„nach einem klaren, transparenten, nichtdiskriminierenden und leistungsorientierten Verfahren er-
folgt, das durch nationales Recht festgelegt ist.“73  

 
69 EuGH, Rechtssache C-424/15, Urteil vom 19. Oktober 2016. 
70 Szescilo, siehe Fußnote 58, S. 204. 
71 Ibid, S. 204. 
72 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 10. 
73 Szescilo, siehe Fußnote 58, S. 209. 
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Teil der institutionellen Unabhängigkeit sind neben der strukturellen Eigenständigkeit auch die 
Unabhängigkeit der Geschäftsführung. Dies umfasst die Unabhängigkeit in Bezug auf das Perso-
nalmanagement und das Finanzmanagement.74 Eine Einflussnahme auf strukturelle Eigenständig-
keit und die Unabhängigkeit der Geschäftsführung könnte die funktionale Unabhängigkeit unter-
graben75, etwa wenn politische Akteure Einfluss auf Leitungsgremien ausüben, indem sie sie nach 
ihrem Belieben besetzen oder Mitglieder der Leistungsgremien aus Sorge vor Kündigung o.ä. in vo-
rauseilendem Gehorsam handeln. Das Personalmanagement umfasst in diesem Zusammenhang 
auch Vorschriften für die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Dienst, um „Drehtür-Effekte“ zu ver-
hindern.76 Unabhängigkeit der Geschäftsführung bedeutet Haushaltsautonomie und eine gewisse 
Autonomie bei den Ausgaben.77 

Zur institutionellen Unabhängigkeit gehört darüber hinaus die Bestandssicherung. Artikel 24 und 
25 CSDDD verpflichten die Mitgliedsstaaten zur Einrichtung von Kontrollbehörden und Ausstattung 
dieser mit angemessenen Ressourcen und damit zu ihrer Bestandssicherung und sehen damit auch 
institutionelle Unabhängigkeit vor. Ein zentraler Aspekt der institutionellen Unabhängigkeit ist die 
behördliche Personalhoheit, also die Fähigkeit der Aufsichtsbehörde, ihr eigenes Personal auszu-
wählen sowie, dass dieses nur der Behördenleitung untersteht.78 Übertragen auf die Aufsichtsfor-
men nach deutschem Recht ist die behördliche Personalhoheit verletzt, wenn Dienstaufsicht über 
das Personal einer Behörde nicht die Behördenleitung, sondern das übergeordnete Ministerium 
hätte.  

Im Falle des BAFAs ist institutionelle Unabhängigkeit fraglich. Zwar ist es eine strukturell eigenstän-
dige Einheit und sein Bestand sowie seine Personalhoheit grundsätzlich gesetzlich gesichert. Aller-
dings ist die Arbeitsfähigkeit der für die Kontrolle des LkSG zuständigen Abteilung bereits seit meh-
reren Jahren durch das Abordnen von Personal ins BMWE oder in andere Abteilungen eingeschränkt 
und steht einer wirksamen Durchsetzung der Sorgfaltspflichten entgegen. Vor dem Hintergrund, 
dass derzeit nur 40 Personen statt der vorgesehenen 101 Planstellen zum LkSG arbeiten,79 und nur 
zwei Referatsleiter:innen acht Referate leiten, scheint die für die Kontrolle und Durchsetzung der 
gesetzlichen Sorgfaltspflichten zuständige Abteilung des BAFA zunehmend zu einer leeren Hülle zu 
werden. 

cc) Funktionale bzw. sachliche Unabhängigkeit  

Die funktionale Unabhängigkeit steht in engem Zusammenhang zur rechtlichen Unabhängigkeit 
und umfasst die Unantastbarkeit der in der Richtlinie vorgesehenen Befugnisse der Behörde so-
wie die Fähigkeit, eigenständig Verwaltungsverfahren durchzuführen und Verwaltungsakte zu 
erlassen.80 Die funktionale Unabhängigkeit erfordert ein gewisses Maß an Unabhängigkeit zwischen 

 
74 Ibid, S. 209. 
75 Ibid. 
76 Ibid, S. 210. 
77 Ibid, S. 211. 
78 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 10. 
79 Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Claudia Roth, Dr. Jan-Niclas Gesenhues, 
Dr. Sandra Detzer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bt-Drucks. 21/7228, S. 2. 
80 Szescilo, siehe Fußnote 58, S. 204. 
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übergeordneten oder obersten Behörden und der Regierung. Sie führt zu einer Trennung von Re-
gulierung und Durchsetzung81 und schließt „das Recht gewählter Politiker aus, Anweisungen oder 
Anordnungen über konkrete zu ergreifende oder zu unterlassende Regulierungsmaßnahmen zu er-
teilen“.82 Sie schützt Behörden davor, zu einer leeren Hülle zu werden, indem sie „die formalen Ga-
rantien der institutionellen Unabhängigkeit bewahrt, während die wesentlichen Regulierungsbe-
fugnisse auf Ministerien oder andere Stellen übertragen werden, die den politischen Entscheidungs-
trägern vollständig untergeordnet sind“.83 

Funktionale Unabhängigkeit bedeutet, dass die Behörden von keiner anderen öffentlichen oder pri-
vaten Stelle Weisungen einholen oder entgegennehmen dürfen.84 Hierbei handelt es sich um den 
Kern der sachlichen Unabhängigkeit.85 Im Zusammenhang mit der CSDDD heißt es in Erwägungs-
grund 75 ausdrücklich: „Um ihre Befugnisse unparteiisch ausüben zu können, sollten diese Auf-
sichtsbehörden weder Weisungen einholen noch entgegennehmen.“86 Dies ist als Erwägungs-
grund zwar nicht Teil der Richtlinie, dient aber ihrer Auslegung. Erwägungsgrund 75 unterstreicht, 
dass die funktionale Unabhängigkeit sowohl allgemein als auch im Zusammenhang mit der CSDDD 
Weisungen von öffentlichen und privaten Stellen verbietet. Da im Rahmen der Fach- und Rechtsauf-
sicht ein ministerielles Weisungsrecht besteht, bedeutet Weisungsfreiheit, dass weder eine Fach- 
noch Rechtsaufsicht durch übergeordnete Behörden bestehen darf.87 Auch die Dienstaufsicht 
schließt ein Weisungsrecht ein, so dass eine Dienstaufsicht durch eine übergeordnete Behörde hier-
nach ausgeschlossen ist.88 Teil der funktionalen Unabhängigkeit (bzw. teilweise mit ihr in engem Zu-
sammenhang stehend) ist die persönliche Unabhängigkeit. Diese schützt Amtsträger der Behörde 
vor unzulässigen und mittelbar auf deren inhaltliche Amtsführung abzielenden Beeinträchtigungen 
ihres Beschäftigungsstatus. 89 

Da das BAFA als Behörde im Geschäftsbereich des Wirtschaftsministeriums seiner Fach- und Rechts-
aufsicht unterliegt, die dieses gemäß § 19 Abs. 1 Satz 2 LkSG im Einvernehmen mit dem Arbeitsmi-
nisterium ausübt, ist das BAFA weisungsgebunden und nicht funktional bzw. sachlich unabhän-
gig.  

In der Rechtsprechung des EuGH ist nicht abschließend geklärt, ob die funktionale bzw. sachliche 
Unabhängigkeit jedes Weisungsrecht und damit sowohl Fach- als auch Rechts- und Dienstaufsicht 
ausschließt. Wie oben dargestellt, sind europarechtliche Anforderungen an die Unabhängigkeit der 
Behörden aufgrund des Vorrangs des Europarechts eine Ausnahme vom deutschen verfassungs-
rechtlichen Verbot ministerialfreier Räume. Der bereits angesprochenen Entscheidung des EuGH zur 
Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten zufolge ist jedoch die Unabhängigkeit der Behörde 

 
81 Szescilo, siehe Fußnote 58, S. 208. 
82 Ibid, S. 209. 
83 Ibid, S. 205. 
84 BeckOK DatenschutzR/Barczak, 48. Aufl., 1.2.2024, DGA Art. 26 Abs. 6; Szescilo, siehe Fußnote 58, S .204, 209. 
85 Ludwigs EU-WirtschaftsR-HdB/Ludwigs/Sikora, 66. EL April 2026, § 2 Rn. 386, beck-online; BeckOK DatenschutzR/Schnei-
der, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 11. 
86 CSDDD, Erwägungsgrund 75. 
87 Vgl. zur Weisungsfreiheit nach der EUDSGVO Gola/Heckmann/Rost/Nguyen, 4. Aufl. 2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 9. 
88 Gola/Heckmann/Rost/Nguyen, 4. Aufl. 2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 10. 
89 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 12. 
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für die jeweiligen Rechtsakte autonom und vor dem Hintergrund des Zwecks der effektiven Durch-
setzung zu ermitteln.90 Dennoch lassen sich aus der Rechtsprechung des EuGH, insbesondere der 
Entscheidung zur Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten, nach der diese keinerlei Weisun-
gen unterliegen dürfe, Schlüsse für die Auslegung der funktionalen Unabhängigkeit nach der 
CSDDD ziehen (1). Dem steht nicht entgegen, dass das Gericht in der Entscheidung zur Bundesnetz-
agentur das ministerielle Weisungsrecht nicht beanstandete (2). Die Entscheidung des EuGH zur feh-
lenden Unabhängigkeit deutscher Staatsanwaltschaften unterstreicht zudem die Bedeutung der 
Weisungsfreiheit für die behördliche Unabhängigkeit. In diesem Fall entschied das Gericht, dass die 
deutschen Staatsanwaltschaften nicht ausreichend unabhängig sind, um europäische Haftbefehle 
auszustellen, obwohl weder behördliche Unabhängigkeit noch Weisungsfreiheit sich ausdrücklich 
aus dem anwendbaren Sekundärrecht ergeben (3). 

(1) EuGH-Entscheidung zur Unabhängigkeit der Datenschutzbeauftragten (Rechtssache C-518/07) 

In der oben bereits angesprochenen Entscheidung des EuGH zur Datenschutzbeauftragten in der 
Rechtssache C-518/07 entschied der EuGH, dass die damalige Ausgestaltung in Deutschland auf-
grund des ministeriellen Weisungsrechts nicht den Anforderungen der DSGVO entspricht. Der Wort-
laut der DSGVO unterscheidet sich zwar vom Wortlaut der CSDDD, die Erwägungen der Entschei-
dung sind jedoch auf die Unabhängigkeit nach der CSDDD übertragbar. Während Artikel 52 Abs. 1 
DSGVO die „völlige Unabhängigkeit“ vorsieht, konkretisiert Artikel 52 Abs. 2 DSGVO: 

„Das Mitglied oder die Mitglieder jeder Aufsichtsbehörde unterliegen bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben und der Ausübung ihrer Befugnisse gemäß dieser Verordnung 
weder direkter noch indirekter Beeinflussung von außen und ersuchen weder um 
Weisung noch nehmen sie Weisungen entgegen." 

Artikel 52 Abs. 2 DSGVO erfordert damit die funktionale bzw. sachliche Unabhängigkeit und verbie-
tet direkte sowie indirekte Beeinflussung von außen sowie das Ersuchen oder Entgegennehmen von 
Weisungen. Dies entspricht weitestgehend dem Wortlaut von Artikel 24 Abs. 9, nach dem die „Mit-
gliedstaaten gewährleisten, dass die Aufsichtsbehörden rechtlich und funktional unabhängig und 
frei von jedweder direkten oder indirekten äußeren Einflussnahme sind […]“. Erwägungsgrund 75 
konkretisiert weiter, dass „Aufsichtsbehörden weder Weisungen einholen noch entgegennehmen“ 
sollen. Sowohl die DSGVO als auch die CSDDD erfordern damit funktionale Unabhängigkeit und Wei-
sungsfreiheit. 

Der EuGH legt den Begriff der Unabhängigkeit im Lichte des Zwecks der effektiven Wahrnehmung 
der Aufgaben der Behörde nach dem jeweiligen Sekundärrechtsakt aus. 91 Im Falle der DSGVO erfor-
dere es der Zweck, dass „die Kontrollstellen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben objektiv und un-
parteiisch vorgehen“, wofür sie „vor jeglicher Einflussnahme von außen einschließlich der unmittel-
baren oder mittelbaren Einflussnahme des Bundes oder der Länder sicher sein [müssen] und nicht 
nur vor der Einflussnahme seitens der kontrollierten Einrichtungen.“ 92 Funktionale Unabhängigkeit 
nach Artikel 52 Abs. 2 DSGVO lasse eine ministerielle Aufsicht nicht zu, weil Aufsicht gleich welcher 

 
90 EuGH, Rechtssache C-518/07, Urteil vom 9. März 2010, Rn. 25. 
91 Ibid. 
92 Ibid. 
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Art es Regierungen oder Stellen der ihr untergeordneten Verwaltung grundsätzlich ermöglicht, „auf 
Entscheidungen der Kontrollstellen unmittelbar oder mittelbar Einfluss zu nehmen bzw. diese Ent-
scheidungen aufzuheben und zu ersetzen.“93 Zudem könnten wirtschaftliche Interessen Regierun-
gen dazu verleiten, auf Behörden Einfluss zu nehmen: 

„Im Übrigen könnte diese Regierung auch geneigt sein, wirtschaftlichen Interessen 
den Vorrang zu geben, wenn es um die Anwendung der genannten Vorschriften 
durch bestimmte Unternehmen geht, die für das Land oder die Region wirtschaft-
lich von Bedeutung sind.“94 

Diese Erwägungen lassen sich auf den Kontext der CSDDD übertragen. Beim Thema unternehmeri-
sche Nachhaltigkeitspflichten bzw. Sorgfaltspflichten in Bezug auf Menschenrechte und Umwelt 
handelt es sich um ein politisch hoch aufgeladenes Thema.95 Nicht nur besteht in diesem Kontext 
die Gefahr, dass ministerielle Weisungen erteilt werden, die gesetzlichen Pflichten der Behörden wi-
dersprechen, dies ist sogar mit der Weisung des BMWE vom September 2025 bereits geschehen96. 
Zwar verlangt die CSDDD anders als die DSGVO nicht „völlige Unabhängigkeit“. Sie verlangt jedoch 
ausdrücklich, dass die Behörden „rechtlich und funktional unabhängig und frei von jedweder di-
rekten oder indirekten äußeren Einflussnahme“ sein müssen und konkretisiert in Erwägungsgrund 
75, dass keine Weisungen eingeholt oder entgegengenommen werden dürfen. 

(2) EuGH-Entscheidung zur Unabhängigkeit der Bundesnetzagentur (Rechtssache C-718/18) 

Aus der Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-718/18 folgt kein anderes Verständnis des Ge-
bots der funktionalen Unabhängigkeit.97 In dem Verfahren ging es ebenfalls um die behördliche Un-
abhängigkeit, die streitgegenständliche Energiebinnenmarktregulierung verlangt ebenfalls rechtli-
che und funktionale Unabhängigkeit98 und auch hier urteilte das Gericht, dass die Bundesrepublik 

 
93 Ibid, Rn. 32. 
94 Ibid, Rn. 35. 
95 Siehe hier oben 1.b). 
96 BMWE, Pressemitteilung vom 26. September 2025, abrufbar unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Re-
daktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zurueckhaltung-lieferkettengesetz.html; siehe auch 
Schufft, Die Auswirkungen der Sorgfaltspflichtgesetzgebung— Praktische Beispiele aus der Umsetzung des deutschen Lie-
ferkettengesetzes (LkSG), Fußnote 18, S. 13, für eine Einschätzung der Auswirkungen des Beschlusses auf anhängige Ver-
fahren. 
97 EuGH, C-718/18, Urteil vom 2. September 2021. 
98 Die damals geltende Richtlinie sowie die gegenwärtige Energiebinnenmarktregulierung sehen ähnlich wie die CSDDD 
und das europäische Datenschutzrecht vor, dass die Regulierungsbehörde „ihre Befugnisse unparteiisch und transparent 
ausübt“, wofür sie „rechtlich getrennt und funktional unabhängig von anderen öffentlichen und privaten Einrichtungen“ 
sein muss, „bei der Wahrnehmung der Regulierungsaufgaben keine direkten Weisungen von Regierungsstellen oder an-
deren öffentlichen oder privaten Einrichtungen einholt oder entgegennimmt“ sowie „unabhängig von Marktinteressen 
handelt“, Art. 35 Abs. 4 Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemein-
same Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG, heute Art. 57 Abs. 4 
Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für 
den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU. Zudem muss „die Regulierungsbehörde unab-
hängig von allen politischen Stellen selbständige Entscheidungen treffen [können] und ihr jedes Jahr separate Haushalts-
mittel zugewiesen werden, so dass sie den zugewiesenen Haushalt eigenverantwortlich ausführen kann und über eine für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben angemessene personelle und finanzielle Ressourcenausstattung verfügt“, Art. 35 Abs. 5 
Richtlinie 2009/72/EG, heute Art. 57 Abs. 5 Richtlinie (EU) 2019/944. 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zurueckhaltung-lieferkettengesetz.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2025/09/20250926-bmwe-bafa-zurueckhaltung-lieferkettengesetz.html
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die Vorgaben der Energiebinnenmarktregulierung mangels ausreichender Unabhängigkeit der Bun-
desnetzagentur, einer Behörde unter geteilter Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht des Bundesminis-
teriums für Digitales und Verkehr und des BMWE99, nicht korrekt umgesetzt hatte.  

Allerdings betraf das Vertragsverletzungsverfahren nicht das ministerielle Weisungsrecht, son-
dern die Ermächtigung der Bundesregierung nach § 24 Satz 1 EnWG a.F., durch Rechtsverordnungen 
detaillierte Anweisungen an die Bundesnetzagentur zu stellen, wie sie die Übertragungs- und Ver-
teilungstarife, die Bedingungen für den Zugang zu den nationalen Netzen und die Bedingungen für 
die Erbringung von Ausgleichsleistungen festzulegen hat, obwohl dies gemäß Artikel 37 der Richtli-
nie Aufgabe der Bundesnetzagentur als Regulierungsbehörde ist. Entsprechend lässt sich dieser Ent-
scheidung nicht entnehmen, dass ein ministerielles Weisungsrecht im Einklang mit dem Gebot der 
funktionalen Unabhängigkeit steht oder im Falle einer Begrenzung der Aufsicht auf Rechtsaufsicht 
stehen könnte. Entsprechend bleibt es bei der Rechtsprechung des EuGH, der zufolge bereits die 
Gefahr der politischen Einflussnahme der funktionalen Unabhängigkeit entgegensteht.100 

(3) EuGH-Entscheidung zur Unabhängigkeit deutscher Staatsanwaltschaften (Rechtssachen C-

508/18 und C-82/19) 

Auch die Entscheidung des EuGH zur fehlenden Unabhängigkeit der deutschen Staatsanwaltschaf-
ten unterstreicht die Bedeutung der behördlichen Unabhängigkeit bei der Durchsetzung von Uni-
onsrecht. In den verbundenen Rechtssachen C-508/18 und C-82/19 ging es um die Frage, ob es sich 
bei deutschen Staatsanwaltschaften um Justizbehörden im Sinne des Rahmenbeschlusses 2002/584 
handele. Rahmenbeschlüsse waren bis zum EUV Beschlüsse des zur polizeilichen und justiziellen Zu-
sammenarbeit in Strafsachen. Seit dem EUV sind die Angelegenheiten der polizeilichen und justizi-
ellen Zusammenarbeit in Strafsachen Gegenstand des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens. Be-
reits beschlossene Rahmenbeschlüsse gelten bis zu ihrer Abänderung fort. Der Rahmenbeschluss 
2002/584 sieht den europäischen Haftbefehl als Instrument zur europäischen Vollstreckung natio-
naler Haftbefehle vor und dient der Vereinfachung und Verkürzung der Auslieferung von Verdächti-
gen. 

Obwohl der Rahmenbeschluss 2002/584 keine Anforderungen an Unabhängigkeit oder Weisungs-
freiheit stellt, kommt der EuGH zum Ergebnis, dass es sich bei den deutschen Staatsanwaltschaften 
aufgrund des Weisungsrechts der Bundes- bzw. Landesjustizminister nicht um Justizbehörden im 
Sinne des Rahmenbeschlusses handele. Aufgrund des Weisungsrechts besteht die Gefahr der poli-
tischen Einflussnahme, da  

„die Staatsanwaltschaften eines Mitgliedstaats […] der Gefahr ausgesetzt sind, im 
Rahmen des Erlasses einer Entscheidung über die Ausstellung eines Europäischen 
Haftbefehls unmittelbar oder mittelbar Anordnungen oder Einzelweisungen sei-
tens der Exekutive, etwa eines Justizministers, unterworfen werden.“101  

 
99 Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 30. Mai 2023 eingegangenen Antworten der Bundesregierung, Bt-Drucks. 
Drucksache 20/7090, S. 83; Ziff. VII des Organisationserlasses des Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021. 
100 Gola/Heckmann/Rost/Nguyen, 4. Aufl. 2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 9. 
101 EuGH, Rechtssachen C-508/18 und C-82/19 PPU, Urteil vom 27. Mai 2019, Rn. 90. 
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Der EuGH wies ausdrücklich das Vorbringen der Bundesrepublik zurück, „dass das deutsche Recht 
Garantien vorsehe, die es ermöglichten, das Weisungsrecht des Justizministers gegenüber der 
Staatsanwaltschaft zu begrenzen, so dass die Fälle, in denen von ihm Gebrauch gemacht werden 
könne, äußerst selten seien.“102 Konkret brachte die Bundesrepublik vor, das für die Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft geltende Legalitätsprinzip gewährleiste, dass etwaige Einzelweisungen die sich 
aus Gesetz und Recht ergebenden Grenzen jedenfalls nicht überschreiten. Die Bundesrepublik ver-
wies weiter darauf, dass Staatsanwälte als Beamte nicht wegen der bloßen Nichtbeachtung einer 
Weisung ihres Amtes enthoben werden können. Schleswig-Holstein sehe überdies die schriftliche 
Erteilung solcher Weisungen und ihre Mitteilung an den Präsidenten des Landtages vor; auch der 
Koalitionsvertrag der damaligen Landesregierung Sachsens sah vor, dass der Justizminister während 
der Laufzeit in bestimmten Fällen keinen Gebrauch von seinem Weisungsrecht machen soll. 

Aus Sicht des Gerichts schließen jedoch die von der Bundesrepublik vorgebrachten Garantien die 
Einflussnahme durch Weisungen der Justizminister:innen nicht vollständig aus.103 Weiter unterliege 
das im Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) geregelte Weisungsrecht nicht genauer geregelten Voraus-
setzungen und hindere Justizminister:innen auch nicht an der Einflussnahme auf die Ermessensaus-
übung der Staatsanwaltschaften. Überdies seien nach dem GVG auch Weisungen zulässig, wenn die 
in einzelnen Bundesländern vorgesehene Schriftform missachtet werde. Zudem schließe eine auf 
Landesebene vorgesehene Schriftform die Erteilung mündlicher Weisungen nicht aus.104 Die im Ko-
alitionsvertrag der sächsischen Regierung vorgesehene Garantie erstrecke sich nur auf bestimmte 
Fälle und sei gesetzlich nicht verankert.105 

Dieser Entscheidung des EuGH lässt sich nicht nur die besondere Bedeutung der Unabhängigkeit 
von Behörden beim Vollzug europäischer Rechtsakte entnehmen. Sie zeigt auch, dass das Gebot be-
hördlicher Unabhängigkeit sich aus dem Effektivitätsgebot ergeben kann, auch wenn es nicht aus-
drücklich im entsprechenden Rechtsakt vorgesehen ist. Zudem unterstreicht sie die Bedeutung der 
Weisungsfreiheit. Während nicht jeder Hinweis auf Einschränkungen des Weisungsrechts ausreicht, 
lassen sich möglicherweise Anhaltspunkte für eine die behördliche Unabhängigkeit nicht wahrende 
aber sie doch stärkende Möglichkeit der Einschränkung von Weisungsrechten ableiten: Weisungs-
rechte müssen konkreten gesetzlich verankerten Anforderungen unterliegen, Fälle der Weisungs-
freiheit gesetzlich verankert werden, die Schriftform gesetzlich verankert werden und die Erteilung 
von Weisungen zudem dem Parlament mitgeteilt werden, um eine parlamentarische Kontrolle der 
Ausübung des Weisungsrechts zu gewährleisten. 

Vor dem Hintergrund der sehr deutlichen Anforderungen des Artikel 24 Abs. 9 CSDDD und Erwä-
gungsgrund 75, der ausdrücklich verlangt, dass „Aufsichtsbehörden weder Weisungen einholen 
noch entgegennehmen“, scheint es jedoch zumindest fraglich, ob eine der ministeriellen Aufsicht 
unterliegende Behörde durch solche Einschränkungen des Weisungsrechts diesen gerecht würde. 

 
102 Vgl. EuGH, Rechtssachen C-508/18 und C-82/19 PPU, Urteil vom 27. Mai 2019, Rn. 78.  
103 Ibid, Rn. 80. 
104 Ibid, Rn. 82. 
105 Ibid, Rn. 83. 
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dd) Finanzielle Unabhängigkeit 

In engem Zusammenhang zur institutionellen Unabhängigkeit steht die finanzielle Unabhängig-
keit (oder auch verwaltungstechnische oder finanz- und personalbezogene Unabhängigkeit). Hier-
unter wird die Garantie hinreichender Ressourcen verstanden.106 Diese könnte man auch „der insti-
tutionellen Dimension […] zuordnen, [sie] wird aber wegen ihrer großen Relevanz zutreffend als 
vierte, finanzielle Unabhängigkeitsdimension verselbständigt.“107 Die rechtswissenschaftliche Dis-
kussion zu diesem Thema entstand rund um die Unabhängigkeit der Aufsichtsbehörden nach der 
DSGVO, deren Wortlaut hinsichtlich der Ressourcenausstattung große Ähnlichkeit zum Wortlaut von 
Artikel 25 CSDDD aufweist. Artikel 52 Abs. 4 DSGVO verpflichtet die Mitgliedstaaten sicherzustellen,  

„dass jede Aufsichtsbehörde mit den personellen, technischen und finanziellen 
Ressourcen, Räumlichkeiten und Infrastrukturen ausgestattet wird, die sie benö-
tigt, um ihre Aufgaben und Befugnisse auch im Rahmen der Amtshilfe, Zusammen-
arbeit und Mitwirkung im Ausschuss effektiv wahrnehmen zu können“  
(Hervorhebung nur hier). 

Ebenso verpflichtet Artikel 25 Abs. 1 CSDDD die Mitgliedstaaten sicherzustellen, „dass die Aufsichts-
behörden über angemessene Befugnisse und Ressourcen verfügen, um die ihnen durch diese Richt-
linie übertragenen Aufgaben wahrzunehmen“.  

Im Falle des BAFAs ist die finanzielle oder auch verwaltungstechnische oder finanz- und personalbe-
zogene Unabhängigkeit aus den bereits im Rahmen der institutionellen Unabhängigkeit beschrie-
benen Gründen fraglich. Die für die Kontrolle des LkSG zuständige Abteilung des BAFA verfügt ge-
genwärtig nicht über angemessene Befugnisse und Ressourcen, um ihren gesetzlichen Aufgaben 
nachzukommen. 

4. Anpassungsmöglichkeiten nach deutschem Recht 

Den Mitgliedstaaten steht es frei, neue Behörden einzurichten oder bestehenden Behörden Zustän-
digkeiten für die Durchsetzung der nationalen Gesetze zur Umsetzung der CSDDD zu übertragen.108 
Wie bereits dargestellt wird die gegenwärtige Ausgestaltung der Kontrolle und Durchsetzung ge-
setzlicher Sorgfaltspflichten durch das BAFA den Anforderungen der CSDDD nicht gerecht. 

Allein die Einrichtung einer unabhängigen obersten Bundesbehörde ähnlich der Datenschutzbeauf-
tragten als Kontrollbehörde für die CSDDD erfüllt die Anforderungen an funktionale Unabhängigkeit 
und Weisungsfreiheit und ist damit die einzige rechtssichere Umsetzungsmöglichkeit nach deut-
schem Recht.  

 
106 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 10. 
107 BeckOK DatenschutzR/Schneider, 56. Ed. 1.2.2026, DS-GVO Art. 52 Rn. 10.  
108 Siehe auch Scheltema, McCorquodale: Supervisory Mechanisms and Directors Duties: Innovations in the Proposed EU 
Directive on Corporate Sustainability Due Diligence, Nova Centre on Business, Human Rights and the Environment Blog, 
24. Mai 2022, abrufbar unter: https://novabhre.novalaw.unl.pt/supervisory-mechanisms-and-directors-duties-innovations-
in-the-proposed-eu-directive-on-corporate-sustainability-due-diligence/.  

https://novabhre.novalaw.unl.pt/supervisory-mechanisms-and-directors-duties-innovations-in-the-proposed-eu-directive-on-corporate-sustainability-due-diligence/
https://novabhre.novalaw.unl.pt/supervisory-mechanisms-and-directors-duties-innovations-in-the-proposed-eu-directive-on-corporate-sustainability-due-diligence/
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Vor dem Hintergrund, dass ministerialfreie Räume grundsätzlich deutschem Verfassungsrecht wi-
dersprechen und die Bundesregierung Bundesoberbehörden gegenüber obersten Bundesbehör-
den zu präferieren scheint, stellt sich jedoch die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen eine 
Bundesoberbehörde mit einer weitergehenden Unabhängigkeit ausgestattet sein könnte, um den 
Anforderungen der CSDDD näherzukommen. Denkbar wären die Einrichtung einer Kontrollstelle in-
nerhalb des BAFAs (bzw. Einrichtung einer besonderen Stelle innerhalb des BAFAs) oder die Einrich-
tung einer neuen Bundesoberbehörde ähnlich bereits bestehender selbständiger Bundesoberbe-
hörden. Keine dieser Möglichkeiten ist jedoch weisungsfrei und damit nicht im Einklang mit Ar-
tikel 24 Abs. 9 CSDDD. 

a) Beschlussabteilungen des Bundeskartellamts 

Ein Beispiel für eine solche Bundesoberbehörde sind die Beschlussabteilungen des Bundeskartell-
amts, bei dem es sich wie beim BAFA um eine selbständige Bundesoberbehörde nach Artikel 87 
Abs. 3 GG handelt. Zwar ist das Bundeskartellamt als Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
BMWE, § 51 Abs. 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), seine Beschlussabteilungen 
haben jedoch weitgehende Autonomie bei ihren Entscheidungen und entscheiden gerichtsähnlich. 
Das BMWE sowie der Präsident des Amtes haben keine Weisungsbefugnis gegenüber den Beschluss-
abteilungen.109 Dies entspricht auf der behördlichen Praxis. Die oft als einziger Fall einer ministeriel-
len Einzelweisung gegenüber einer Beschlussabteilung zitierte Weisung aus dem Jahre 1965, Selbst-
beschränkungsabkommen im Mineralölsektor nicht aufzugreifen, war tatsächlich keine Einzelwei-
sung, sondern eine allgemeine Weisung, die im Bundesanzeiger hätte veröffentlicht werden müs-
sen.110 

Dennoch gilt die Unabhängigkeit des Bundeskartellamts als umstritten.111 Denn gemäß § 52 GWB 
kann das Ministerium allgemeine Weisungen erteilen. Zudem werden Einzelweisungen auch mit 
Wirkung gegenüber den Beschlussabteilungen teilweise für vertretbar gehalten.112 Teilweise wird 
vertreten, dass das Bundeskartellamt weisungsabhängig sei, weil sich ein Weisungsrecht des Minis-
teriums aus dem Über-/Unterordnungsverhältnis ergibt.113 Dem wird entgegengehalten, „dass das 
Ministerium durchgehend auf Einzelweisungen verzichtet und seit 1980 von der Möglichkeit allge-
meiner Weisungen keinen Gebrauch gemacht hat, ferner eine Reihe gesetzlicher Regelungen, die im 
Zusammenhang gesehen Zweifel an der Weisungsfreiheit des Amtes und seiner Spruchkörper aus-
räumen.“114 Die wohl bereits jetzt herrschende Meinung „betont jedoch die Unabhängigkeit des 
BKartA und steht Einzelweisungen durch das Ministerium ablehnend gegenüber.“115 

Die Regelungen des § 51 Abs. 2 - 4 GWB, die ohne eine weisungsunabhängige Entscheidungsfreiheit 
der Beschlussabteilungen wenig Sinn hätten, dürften zudem jedoch den oben beschriebenen An-
forderungen der Rechtsprechung des EuGH an die behördliche Unabhängigkeit nicht genügen, da 

 
109 Immenga/Mestmäcker/Stockmann/Picht, 7. Aufl. 2024, GWB § 51 Rn. 14. 
110 Ibid, Rn. 15. 
111 Ibid, Rn. 7. 
112 Ibid. 
113 Ibid, Rn. 8. 
114 Ibid. 
115 Ibid, Rn. 7. 
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diese auch eine nur theoretische Möglichkeit der Einflussnahme und Weisungserteilung bereits aus-
schließen. Vor dem Hintergrund der Entscheidung des EuGH in den Rechtssachen C-508/18 und C-
82/19 zum europäischen Haftbefehl müssten Weisungsrechte zumindest konkreten gesetzlichen 
Anforderungen unterliegen, Fälle der Weisungsfreiheit und die Schriftform gesetzlich verankert so-
wie die parlamentarische Kontrolle der Erteilung von Weisungen gewährleisten werden. 

b) Große Beschlusskammern der Bundesnetzagentur 

Ein anderes Beispiel für eine selbständige Bundesoberbehörde mit weitergehender Unabhängigkeit 
sind die großen Beschlusskammern der Bundesnetzagentur, einer Behörde im Geschäftsbereich des 
BMWE116 unter geteilter Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr und des BMWE.117 Die großen Beschlusskammern gemäß § 59 Abs. 3 Satz 1 EnWG wur-
den in Reaktion auf das oben besprochene Urteil des EuGH in der Rechtssache C-718/18 eingerichtet, 
in der das Gericht die Ermächtigung der Bundesregierung, durch Rechtsverordnung Maßstäbe für 
die Netzentgelte und den Netzzugang zu konkretisieren, beanstandete. Die Beschlusskammern der 
Bundesnetzagentur entscheiden wie die Beschlussabteilungen des Bundeskartellamts gerichtsähn-
lich.118 Da die Bundesnetzagentur selbständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des BMWE 
ist, hat dieses aus dem Demokratieprinzip des Art. 20 GG „ein generelles Weisungsrecht im Rahmen 
der Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht.“119 Das BMWE kann dem Bundesnetzagentur gegenüber all-
gemeine Weisungen erteilen; gegenüber den Beschlusskammern ist das BMWE zudem auch zu Ein-
zelweisungen berechtigt.120 In Fällen in denen Beschlusskammern nach pflichtgemäßem Ermessen 
zu entscheiden haben, „steht dem BMWi grundsätzlich ein Weisungsrecht sowohl hinsichtlich der 
Einleitung, Nichteinleitung oder Einstellung des Verfahrens zu“.121 Mangels gesetzlicher Grundlage 
sind die Einzelweisungen auch nicht zu veröffentlichen.122 Entsprechend sind die großen Be-
schlusskammern des Bundesnetzagentur nicht weisungsfrei. 

Wie oben im Rahmen der funktionalen Unabhängigkeit dargestellt,123 ähneln sich der Wortlaut der 
EU-Energiebinnenmarktregulierung und der CSDDD in Bezug auf die behördliche Unabhängigkeit 
stark. Allerdings lässt sich aus dem Umstand, dass der EuGH in seiner Entscheidung in der Rechtssa-
che C-718/18 das ministerielle Weisungsrecht nicht beanstandete, nicht ableiten, dass ein solches 
im Einklang mit dem Erfordernis der funktionalen Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit stehe, da 
das ministerielle Weisungsrecht nicht Gegenstand des Verfahrens war. Teilweise wird vertreten, dass 
die Anforderungen der EU-Binnenmarktregulierung nur eine Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit 
gegenüber Marktinteressen und nicht auch höherrangigen Behörden beinhalte.124 Wie oben darge-

 
116 § 1 Gesetz über die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen.  
117 Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 30. Mai 2023 eingegangenen Antworten der Bundesregierung, Bt-
Drucks. 20/7090, S. 83; Ziff. VII des Organisationserlasses des Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021. 
118 Theobald/Kühling/Theobald/Werk, 134. EL April 2026, EnWG § 59 Rn. 29.  
119 Ibid, Rn. 26.  
120 Ibid, Rn. 30, 31.  
121 Ibid, Rn. 32. 
122 Ibid, Rn. 33.  
123 Siehe 3.b)cc). 
124 Theobald/Kühling/Theobald/Werk, 134. EL April 2026, EnWG § 59 Rn. 29.  
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stellt, besteht bei der Kontrolle und Durchsetzung gesetzlicher Sorgfaltspflichten die Gefahr politi-
scher Einflussnahme zum (vermeintlichen) Schutz wirtschaftlicher Interessen, so dass dies nicht auf 
den Kontext der CSDDD übertragbar ist. 

c) Financial Intelligence Unit 

Ein anderes Beispiel für eine selbständige Bundesoberbehörde ist die Zentralstelle für Finanztrans-
aktionsuntersuchungen, die Financial Intelligence Unit (FIU), die nationale Meldestelle zur Verhinde-
rung, Aufdeckung und Unterstützung bei der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierung gemäß § 27 Geldwäschegesetz (GwG). Sie ist gemäß § 27 Abs. 2 GwG „organisatorisch ei-
genständig und arbeitet im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse fachlich unabhängig“. § 28 
Abs. 2 GwG sieht zudem vor, dass die FIU zwar der Aufsicht des Bundesministeriums der Finanzen 
(BMF) untersteht, dieses im Rahmen der Aufsicht die fachliche Unabhängigkeit der FIU aber zu be-
rücksichtigen hat. Laut Bundesregierung ist „die Aufsicht des BMF gemäß § 28 Absatz 2 GwG im Be-
reich der operativen Analyse auf die Rechtsaufsicht beschränkt“, was bedeutet, „dass die Zweckmä-
ßigkeit des Verwaltungshandelns insoweit nicht überprüft werden kann (sogenannte einge-
schränkte Fachaufsicht)“. 125 Hierdurch kann das „BMF […] bei den von der FIU berichteten Bearbei-
tungsrückständen lediglich im Rahmen der Rechtsaufsicht eingreifen, also nur auf die Einhaltung der 
rechtlichen Grenzen hinwirken.“ 126 Anders als die Beschlussabteilungen des Bundeskartellamts und 
die großen Beschlusskammern der Bundesnetzagentur entscheidet die FIU zwar nicht gerichtsähn-
lich, unterliegt aber in Bezug auf die operative Analyse nur der Rechtsaufsicht durch das BMF. 

Das Erfordernis der Unabhängigkeit ergibt sich aus Artikel 32 Abs. 3 der EU-Geldwäscherichtlinie127. 
Diese Vorschrift unterscheidet sich allerdings maßgeblich von Artikel 24 Abs. 9 CSDDD. Artikel 32 
Abs. 3 der EU-Geldwäscherichtlinie sieht die Unabhängigkeit und eigenständige Arbeit der zentralen 
Meldestellen vor. Dies bedeutet, dass die Meldestelle „über die Befugnis und die Fähigkeit verfügt, 
ihre Aufgaben ungehindert wahrzunehmen, und in der Lage ist, unabhängige Entscheidungen zu 
treffen, ob bestimmte Informationen analysiert, angefordert und weitergegeben werden.“128 Anders 
als die CSDDD konkretisiert die EU-Geldwäscherichtlinie nicht, dass die Behörde funktional unab-
hängig sein muss und verlangt keine Weisungsfreiheit.  

c) Abschlussprüferaufsichtsstelle  

Auch die Abschlussprüferaufsichtsstelle (APAS), eine Bundesbehörde, die organisatorisch in das 
BAFA eingegliedert ist, würde ebenfalls die europarechtlichen Anforderungen an die behördliche 
Unabhängigkeit nicht erfüllen. Ähnlich wie berufsständische Organisationen unterliegt die APAS ge-

 
125 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Janine Wissler, Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE, 100 000 unbearbeitete Geldwäsche-Verdachtsmeldungen bei der Fi-
nancial Intelligence Unit und FATF-Deutschlandprüfung, Bt.-Drucks.20/5125, S. 8.  
126 Ibid.  
127 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission.  
128 Artikel 32 Abs. 3 Geldwäsche Richtlinie. 
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mäß § 66 Wirtschaftsprüferordnung (WPO) der Rechtsaufsicht durch das BMWE und ist damit eben-
falls nicht weisungsfrei. § 66 WPO setzt die Anforderungen der Richtlinie über Abschlussprüfungen 
von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen129 um, die keine behördliche Unabhängig-
keit oder Weisungsfreiheit vorsieht. Ausweislich der Gesetzesbegründung zum Gesetz, mit dem § 66 
WPO im Einklang mit der Richtlinie geändert wurde, ging der Gesetzgeber auch nicht von einem 
Erfordernis behördlicher Unabhängigkeit, sondern von Letztverantwortung aus: „Eine Fachaufsicht 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie über die Abschlussprüferaufsichtsstelle ist nicht 
vorgesehen. Ein fachliches Weisungsrecht ist mit der europarechtlichen Konzeption einer fachlich 
letztverantwortlichen Aufsichtsbehörde nicht vereinbar.“130 

5. Fazit und Empfehlung 

Da das BAFA der ministeriellen Fach- und Rechtsaufsicht und damit dem ministeriellen Wei-
sungsrecht unterliegt, erfüllt die gegenwärtige Ausgestaltung der behördlichen Durchsetzung 
gesetzlicher Sorgfaltspflichten wie oben dargestellt europarechtliche Vorgaben und die Anfor-
derungen der CSDDD nicht. Entsprechend sind die behördliche Kontrolle und Durchsetzung ge-
setzlicher Sorgfaltspflichten im Rahmen der Umsetzung der CSDDD in deutsches Recht anzupassen. 

Die Ausgestaltung der Behörde als oberste Bundesbehörde schließt die Aufsicht und Weisung 
durch Ministerien oder Regierung sicher aus und erfüllt somit rechtssicher europarechtliche Vorga-
ben und Artikel 24 Abs 9 CSDDD. Um eine demokratische Legitimation zu gewährleisten, sollte diese 
Behörde der parlamentarischen und gerichtlichen Kontrolle unterliegen. Zwar widersprechen minis-
terialfreie Räume deutschem Verfassungsrecht, das aus dem deutschen verfassungsrechtlichen De-
mokratieprinzip hergeleitete Verbot ministerialfreier Räume ergibt sich jedoch nicht aus dem euro-
parechtlichen Demokratieprinzip und muss aufgrund des Vorrangs des Europarechts zurücktreten. 
Europarechtliche Vorgaben sind somit eine Ausnahme zum Verbot ministerialfreier Räume. 

Es lässt sich zwar nicht mit vollständiger Sicherheit sagen, ob der EuGH eine selbständige Bundes-
oberbehörde mit stärker ausgestalteter Unabhängigkeit wie etwa die Beschlussabteilungen des 
Bundeskartellamts, die großen Beschlusskammern der Bundesnetzagentur, die Financial Intelli-
gence Unit oder die Abschlussprüferaufsichtsstelle als ausreichend unabhängig gemäß Artikel 24 
Abs. 9 CSDDD erachten würde. Auch beim BAFA handelt es sich um eine Bundesoberbehörde. Der 
klare Wortlaut von Erwägungsgrund 75, nach dem „Aufsichtsbehörden weder Weisungen einholen 
noch entgegennehmen“ dürfen sowie die Rechtsprechung des EuGH zur funktionalen Unabhän-
gigkeit - insbesondere vor dem Hintergrund des besonderen Risikos gesetzlichen Pflichten entge-
genstehender Weisungen beim politisch hoch aufgeladenen Thema unternehmerische Sorgfalts-
pflichten – spricht dafür, dass eine selbständige Bundesoberbehörde diesen Anforderungen nicht 

 
129 Art. 32 Abs. 4 Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprü-
fungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG geändert durch Art. 1 Abs. 26 Richtlinie 2014/56/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG über Abschluss-
prüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen. 
130 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Gesetz zur Umsetzung der aufsichts- und berufsrechtlichen Regelungen der Richt-
linie 2014/56/EU sowie zur Ausführung der entsprechenden Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 im Hinblick auf 
die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse, Bt. Drucks. 18/6282, S. 91. 
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gerecht würde. Die Beschlussabteilungen des Bundeskartellamts und die großen Beschlusskam-
mern der Bundesnetzagentur genießen zwar ein hohes Maß an Autonomie und entscheiden ge-
richtsähnlich, die beiden Behörden unterstehen jedoch der ministeriellen Fach-, Rechts- und Dienst-
aufsicht, so dass zumindest die Gefahr der Erteilung von Weisungen besteht. Die Financial Intelli-
gence Unit und die Abschlussprüferaufsichtsstelle unterliegen demgegenüber zwar nur der Rechts-
aufsicht, sind damit aber ebenfalls nicht weisungsfrei und entscheiden als Behörde anders als die 
Beschlussabteilungen und die großen Beschlusskammern nicht gerichtsähnlich. 

Auch wenn dies kein Garant für eine richtlinienkonforme Umsetzung bietet und nach der hier ver-
tretenen Auffassung hierfür unzureichend ist, sollte für den Fall der Einrichtung einer selbständigen 
Bundesoberbehörde - ob innerhalb des BAFAs, innerhalb einer anderen Behörde oder als gänzlich 
neue Behörde - das Weisungsrecht zumindest in Orientierung an die des EuGH in den Rechtssa-
chen C-508/18 und C-82/19 zum europäischen Haftbefehl gesetzlich konkretisiert und einge-
schränkt werden. Weisungsrechte sollten konkreten gesetzlichen Anforderungen unterliegen, Fälle 
der Weisungsfreiheit und die Schriftform gesetzlich verankert sowie die parlamentarische Kontrolle 
der Erteilung von Weisungen gewährleistet werden.  

Zudem sollte die strukturelle Eigenständigkeit der Aufsichtsbehörde und deren grundlegende Be-
standssicherung bzw. konkret der für die Kontrolle und Durchsetzung gesetzlicher Sorgfaltspflichten 
zuständigen Abteilung gesetzlich gesichert werden, um den Anforderungen von Artikel 24 und 25 
CSDDD an die institutionelle Unabhängigkeit gerecht zu werden. 


